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und in der Kollwitzstraße 2 im Prenzlauer Berg unverzüglich zu erlassen. Sollten die Eigentümer (Alpha Plan 

GmbH bzw. KSJ 2014 GmbH) den  

zu erlassenden wohnungsaufsichtlichen Instandsetzungsverfügungen nicht nachkommen, ist nach Fristablauf 

jeweils die Ersatzvornahme durch den Bezirk durchzuführen. Nur so können die für die betroffenen 

Mieterinnen und Mieter untragbaren Zustände beseitigt und die volle Gebrauchstauglichkeit der beiden Häuser 

wieder herbeigeführt werden," ergänzt Piper. 

 

"Darüber hinaus hält der AMV eine Änderung des Gesetzes zur Beseitigung von Wohnungsmissständen in 

Berlin (Wohnungsaufsichtsgesetz - WoAufG Bln)  für dringend erforderlich. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN hat am 16.06.2015 beim Abgeordnetenhaus Berlin einen Antrag auf Änderung des vorgenannten 

Gesetzes eingereicht (Drucksache 17/2344 vom 16.06.2015, einsehbar unterhttp://www.parlament-

berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-2344.pdf). Der AMV unterstützt diesen Gesetzesentwurf der Grünen 

ausdrücklich. Das zur Zeit geltende Wohnungsaufsichtsgesetz stammt aus April 1990 und ist seitdem 

weitgehend unverändert. Es ist in Teilen nicht mehr zeitgemäß und wird der Situation auf dem Berliner 

Wohnungsmarkt nicht mehr gerecht. Nur durch ein modernes und effektives Wohnungsaufsichtsgesetz, das die 

Anforderungen an Wohnraum und Gebäude, die Pflichten der Eigentümer, die Befugnisse und Kompetenzen 

der Wohnungsaufsichtsbehörden sowie die Kostentragung und Kostenabsicherung genau regelt, kann der 

Verwahrlosung von Wohnhäusern begegnet werden," argumentiert Piper. 

 

Berlin, den 22.06.2015 

 

Marcel Eupen, Pressesprecher 

 

 

 

 

 

 

  


